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Gernsheim, den 22.05.2025

Prüfantrag: Verbot der Abgabe von Lachgas an Jugendliche

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher,

die SPD-Fraktion bittet die Stadtverordnetenversammlung folgenden Antrag zu

beschließen:

1.

Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen und zu berichten, wie ein Verkaufs- und

Weitergabeverbot von Lachgas (Distickstoffmonoxid) an Minderjährige im

Stadtgebiet Gernsheim rechtlich und praktisch umgesetzt werden kann.

2.

Welche Maßnahmen zur Prävention und Aufklärung in Bezug auf den

Missbrauch von Lachgas etabliert werden können (z. B. für Jugendliche,

Eltern, Schulen, pädagogisches Personal und den Handel).

3.

Zur Erstellung eines Lagebilds sollen lokale Akteure, die im Bereich der

Suchtberatung oder Prävention tätig sind, eingebunden werden, um die

Situation vor Ort besser zu verstehen und zielgerichtete Maßnahmen

entwickeln zu können.
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Begründung:

Lachgas wird zunehmend als Rauschmittel missbraucht, insbesondere von

Jugendlichen. Dies kann erhebliche gesundheitliche Risiken mit sich bringen,

darunter neurologische Schäden und Bewusstlosigkeit. Um den Schutz von

Minderjährigen zu gewährleisten, ist es erforderlich, präventive Maßnahmen zu

ergreifen.

Eine mögliche Verordnung zum Verkaufs- und Weitergabeverbot würde einen

wichtigen Beitrag zur gesundheitlichen Prävention leisten und die Gefährdung von

Jugendlichen reduzieren.
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